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Wahlprüfsteine FREO e.V. zur Bundestagswahl 2021 
 

1. Freie Ensembles und Orchester sind Innovationsträger in der Kunstmusik, internationale Kulturbotschafter und flexible und modellhafte Organisati-
onsformen in einer zukunftsfähigen Kulturlandschaft. Wie werden Sie sich für die Stärkung der freien Ensembles und Orchester in Deutschland ein-
setzen? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Gerade die Freie Szene braucht 
Freiräume für Kritik und Experi-
ment. Dies geht nicht ohne Pla-
nungssicherheit, also die lang-
fristige und nachhaltige Förde-
rung jenseits der „Projekteritis“. 
Außerdem ist eine bessere Koor-
dination zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen hinsicht-
lich der Förderinstrumente not-
wendig (Stichwort "För-
derdschungel"), hier hat der 
Bund eine Steuerungsfunktion. 
Wir GRÜNE fordern zudem Min-
desthonorare für die Freie 
Szene, die in Förderrichtlinien für 
Projekte festgeschrieben wer-
den müssen. Jurys und Vergabe-
gremien sollten paritätisch be-
setzt sein, außerdem sollten dort 
mehr Kreative vertreten sein. Ko-
operationen der Freien Szene 
mit festen Häusern müssen wei-
ter unterstützt und gestärkt wer-
den. Die Künstlersozialkasse 
wollen wir GRÜNE stärken. 

Für CDU und CSU gehören 
freie Ensembles und Orches-
ter zu den unverzichtbaren 
Innovationsträgern für den 
Erhalt einer zukunftsfähigen 
Kulturlandschaft. Um künst-
lerisches Arbeiten in der 
Corona-Pandemie weiterhin 
zu ermöglichen, haben wir 
das seit 2017 bestehende 
Programm „Exzellente Or-
chesterlandschaft“ in die-
sem Jahr (2021) mit einer 
Summe in Höhe von 7,4 Mil-
lionen Euro fortgeführt. 
 

Eine Stärkung der freien Ensembles 
und Orchester in Deutschland muss 
auf verschiedenen Ebenen erfolgen. 
Zunächst wollen wir die Bundeskul-
turförderung insgesamt nachhalti-
ger, prozesshafter, unbürokratischer 
und weniger projektorientiert gestal-
ten. In diesem Sinne sind langfris-
tige Stipendienprogramme sinnvoll, 
die eine Rücklagenbildung ermögli-
chen, wie auch die Weiterführung 
der Flexibilisierung des Zuwen-
dungsrechts von Fördermitteln. Da-
mit Interessenvertreter*innen gut ih-
ren Aufgaben, wie z. B. administrati-
ven Tätigkeiten und Management 
nachgehen können, müssen sie zeit-
lich und finanziell gestärkt werden. 
Zudem brauchen wir Bundesregula-
rien, die verstärkt »Freiräume« be-
rücksichtigen, die für eine partizipa-
tive Nutzung dienen sollen. Im Kon-
text von Digitalisierungsprozessen 
müssen kontinuierlich Präsentati-
ons- und Vermittlungsformate ent-
wickelt werden, die Förderungen be-
dürfen. 

Wir erkennen die Innovati-
onskraft der freien Musike-
rinnen und Musiker hoch an 
und wir erkennen auch an, 
dass sie ihr Berufsbild be-
wusst und frei gewählt ha-
ben. Kaum eine Branche hat 
in der Pandemie wirtschaft-
lich so gelitten wie die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft – 
und ganz besonders die dar-
stellenden Künste und die 
Musikwirtschaft. Darum 
wollen wir die Kulturförde-
rung nachhaltig stärken: Wir 
Freie Demokraten setzen 
uns für eine Erhöhung des 
Bundeshaushalts für die na-
tionale und internationale 
Kulturförderung ein. 
 

Wir sind froh und stolz, dass wir in 
Deutschland so vielfältige und hoch-
wertige Theater, Orchester und Mu-
sikfestivals haben. Freie Ensembles 
und Orchester sind für unsere Musik-
landschaft unentbehrlich geworden. 
Es ist eine gesamtstaatliche Auf-
gabe, die notwendigen Mittel bereit-
zustellen, damit in Deutschland 
Kunst auf höchstem Niveau entste-
hen kann und Kulturangebote allen 
Menschen offenstehen. Zur wirt-
schaftlichen Sicherung der freien En-
sembles wurde u.a. 2016 der Musik-
fonds als einer von sechs Bundeskul-
turfonds gegründet. Um auch Ar-
beitsbedingungen der freien Ensem-
bles und Orchester zu verbessern, 
werden wir die Bundeskulturfonds 
ausbauen und Programme auflegen, 
mit denen kulturelle Freiräume gesi-
chert und entwickelt werden können. 
Eine entscheidende Aufgabe wird zu-
dem sein, die Kommunen auch finan-
ziell dauerhaft in die Lage zu verset-
zen, Kunst und Kultur aus eigener 
Kraft zu fördern. 
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2. Welche Konzepte verfolgen Sie, um freie Klangkörper und andere freie Organisationen in Reaktion auf die Corona-Pandemie krisenfester zu machen? 
Welche Konzepte verfolgen Sie für eine Reform des Zuwendungs- und Gesellschaftsrechts, um z.B. die Möglichkeit der Rücklagenbildung zu verbes-
sern? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Wir fordern ein „Existenz-
geld“ für die Zeit der Pande-
mie, Mindesthonorare für 
Selbstständige, einen leich-
teren Zugang zu den Versi-
cherungssystemen sowie 
eine solidarische Bürgerver-
sicherung und eine Garan-
tierente. Kulturschaffende 
müssen angemessen an 
den Gewinnen der großen 
digitalen Plattformen betei-
ligt werden. Außerdem wol-
len wir verhindern, dass je-
mand wegen der Folgen der 
Pandemie aus der Künstler-
sozialkasse fällt. Zudem 
wollen wir einen Fonds zum 
Schutz von Kultureinrichtun-
gen vor Verdrängung ein-
richten und so Kulturorte 
langfristig absichern. Eine 
nachhaltige (Wiederaufbau-
)Strategie nach der Krise 
muss die Kommunalfinan-
zen als eine wichtige Grund-
lage für das Kulturleben 
stärken. Das Zuwendungs-
recht wollen wir reformie-
ren, damit Kultureinrichtun-
gen Rücklagen für Notsitua-
tionen bilden können. 

Um freie Klangkörper 
und freie Organisa-
tion auch weiterhin zu 
erhalten, haben sich 
CDU und CSU für die 
Fortsetzung des För-
derprogramms „Ex-
zellente Orchester-
landschaft Deutsch-
land“, eingesetzt. 

Für die öffentliche Da-
seinsvorsorge inklu-
sive Kultur ist der ge-
sellschaftliche Bedarf 
das entscheidende Kri-
terium. DIE LINKE will 
für den Kultursektor 
deutlich mehr Mittel 
bereitstellen. Die Kultur 
in ihrer Vielfalt zu för-
dern und verlässlich zu 
finanzieren, ist primär 
eine öffentliche Auf-
gabe. Darüber hinaus 
unterstützen wir Refor-
men des Zuwendungs- 
und Gesellschafts-
rechts, wenn dadurch 
mehr privates Geld in 
die Kultur fließt. 

Uns ist das Problem bekannt, 
wie schwierig es ist, als ge-
meinnütziger Verein Rücklagen 
zu bilden. Das hat sich beson-
ders in der Krise bemerkbar ge-
macht und zahlreiche Körper-
schaften an den Rand der Exis-
tenz gedrückt. Die Fraktion der 
Freien Demokraten im Deut-
schen Bundestag hat dazu den 
Antrag „Gemeinnützigkeit in 
Corona-Zeiten stärken – Hilfe 
zur Selbsthilfe“ eingebracht 
(BT-Drs. 19/19511). Darin 
wurde gefordert, gemeinnützi-
gen Körperschaften die Mög-
lichkeit einzuräumen, Rückla-
gen nach den üblichen handels- 
und steuerbilanziellen Vorga-
ben zu bilden und ihre bisher 
zweckgebundenen Rücklagen 
aufzulösen, §§ 62 und 55 Abs. 
1 Nr. 5 AO sind entsprechend 
anzupassen. Zudem soll ge-
meinnützigen Organisationen 
eine großzügige Nachfrist ein-
geräumt werden, denen das 
Einhalten der zweijährigen Frist 
zur satzungsmäßigen Mittel-
verwendung des § 55 Abs. 1 Nr. 
5 AO aufgrund der Corona-
Krise nicht möglich ist. 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben die Kultur 
hart getroffen. Künstler*innen und Kreative sind in ihren 
Arbeitsmöglichkeiten teilweise extrem eingeschränkt. 
Dem Publikum sind etliche Kulturorte nach wie vor ver-
schlossen. Der gesellschaftliche Verlust ist enorm – wir 
stehen politisch in der Verantwortung, ihn abzufedern und 
den Neustart des kulturellen Lebens im Land zu fördern. 
Das hat nicht nur eine materielle Dimension. Kunst und 
Kultur sind weit mehr als Freizeitangebote – sie sind kon-
krete Aufklärung in einer modernen Gesellschaft. Ange-
sichts der aktuell vielfältigen Veränderungen streben wir 
Aufbruch hin zu einem neuen Kulturkonsens über die Auf-
gaben und Verfahren der Kulturpolitik an, bei dessen Aus-
handlung wir die kreativen, kritischen, innovativen und ver-
bindenden Kräfte von Kunst und Kultur zur Grundlage ma-
chen wollen. Dazu gehört auch, dass wir Kultur als Staats-
ziel im Grundgesetz verankern wollen. Die Künste sind eine 
wesentliche Werte-, Identitäts- und Dialogressource und 
für den Zusammenhalt in der Demokratie unverzichtbar. 
Siehe dazu weiterhin auch die Antwort auf Frage 7. Bei Zu-
wendungen handelt es sich um zweckgebundene Geldleis-
tungen aus Steuereinnahmen, die der Bund zur Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben erbringt.Auch Vereine und Ver-
bände im Kulturbereich finanzieren sich zusätzlich aus Zu-
wendungen der öffentlichen Hand. Durch ihr Wirken tragen 
sie zum kulturellen Leben in Deutschland bei. Zur Risikode-
ckung können Rückstellungen und Rücklagen insbeson-
dere bei einer institutionellen Förderung einen wichtigen 
Beitrag für nachhaltiges Wirtschaften leisten. Wir wollen 
das gesellschaftliche Engagement im Bereich Kultur wei-
ter stärken. Hierzu werden wir prüfen, ob eine Änderung im 
Zuwendungsrecht notwendig ist. 
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3. Art.17 OECD-MA weist das Besteuerungsrecht für Kulturorganisationen und Künstler:innen dem Auftrittsland zu, sofern diese nicht überwiegend 
öffentlich gefördert sind. Befürworten Sie eine Reform zur steuerlichen Gleichbehandlung der Freien, um den internationalen Kulturaustausch zu 
vereinfachen? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Grundsätzlich streben wir 
GRÜNE ein faires und gerechtes 
Steuersystem an, dass alle Steu-
erpflichtigen nach Möglichkeit 
gleich behandelt. Im Bereich des 
internationalen Steuerrechts 
und der Doppelbesteuerungsab-
kommen lässt sich dies teil-
weise deutlich schwieriger 
durchsetzen. Da es hierbei um 
die Zuteilung des Besteuerungs-
rechts und somit auch um die 
Zuweisung der Steuererträge 
geht, müssen diese Regelungen 
zusammen mit dem jeweiligen 
Vertragspartner*innen ausge-
handelt werden. In der Konse-
quenz entstehen dabei häufig Er-
gebnisse, durch die nicht sicher-
gestellt werden kann, dass alle 
Steuerpflichtigen gleich behan-
delt werden. 
 

CDU und CSU stehen für Steuer-
gerechtigkeit. Auch in Zukunft 
sollen alle angemessen zur Fi-
nanzierung öffentlicher Leistun-
gen beitragen. Niemand darf 
sich seiner Verantwortung für 
die Gesellschaft entziehen. Das 
gilt insbesondere für multinatio-
nale Konzerne. Wir werden dabei 
nur dann erfolgreich sein, wenn 
wir uns mit unseren internationa-
len Partnern abstimmen. Daher 
werden wir uns weiterhin auf 
OECD-Ebene für einen internatio-
nal breit abgestimmten Konsens 
zur fairen Besteuerung der inter-
national tätigen Akteure einset-
zen. Dabei werden wir auch die 
Reform der steuerlichen Gleich-
behandlung der Freien prüfen. 
 

DIE LINKE befürwortet, dass 
künftig im internationalen Steu-
errecht Künstler*innen genauso 
wie Selbständige und Freiberuf-
ler*innen behandelt werden. Die-
ses Ziel ist allerdings nicht kurz-
fristig umsetzbar, da eine Re-
form des Art. 17 OECD-MA dafür 
nicht ausreicht. Zusätzlich müs-
sen alle deutschen Doppelbe-
steuerungsabkommen (DBA), 
die jeweils nur zwischen 
Deutschland und einem einzigen 
anderen Staat gelten, geändert 
werden. Erfahrungsgemäß erfor-
dert die Änderung eines DBA 
viele Jahre. 
 

Die umfangreichen und sehr de-
taillierten Verhandlungen zu 
Doppelbesteuerungsabkommen 
und dabei insbesondere die des 
OECD- Musterabkommens sind 
regelmäßig zu evaluieren. Dabei 
können Ungleichbehandlungen 
und nicht gewollte Ergebnisse 
identifiziert und wenn nötig an-
gepasst werden. Ob dies im 
Falle der Besteuerung von Freien 
Künstler nötig ist, erfordert wei-
tergehende Prüfungen. 
 

Es besteht ein internationaler 
Konsens, dass grenzüberschrei-
tend tätige Künstler:innen mit ih-
ren durch persönliche Darbietun-
gen erzielten Einkünften im Auf-
trittsland besteuert werden. In 
Deutschland erfolgt eine Quel-
lenbesteuerung ausländischer 
Künstler:innen, da sich diese oft 
nur kurz im Inland aufhalten und 
kein vollstreckbares Inlandsver-
mögen vorhanden ist. Im Inte-
resse des internationalen Kultur-
austausches kann im Falle eines 
besonderen öffentlichen Interes-
ses auf eine Besteuerung einer 
ausländischen Kulturvereini-
gung verzichtet werden, wenn ihr 
Auftritt wesentlich aus öffentli-
chen Mitteln gefördert wird. Von 
einer solchen Möglichkeit kön-
nen auch freie Ensembles und 
Orchester profitieren. 
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4. Unterstützen Sie die Einrichtung eines eigenständigen Bundeskulturministeriums? Wenn ja, welche Aufgabenbereiche würden Sie diesem zuord-
nen? Wie stehen Sie zu einer Kompetenzerweiterung des Bundes im Bereich der Kulturförderung, insbesondere mit Blick auf die Kulturhoheit der 
Bundesländer? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Ein Bundeskulturministerium 
finden wir dann sinnvoll, wenn 
es die unterschiedlichen Zu-
ständigkeiten im Bereich Kul-
tur in den verschiedenen Mini-
sterien (Außen, Wirtschaft, In-
nen, Bildung …) bündelt. Nach 
der Corona-Krise brauchen 
wir eine bundespolitische 
(Wiederaufbau-)Strategie, mit 
der die Kommunalfinanzen 
als Grundlage für die kultu-
relle Infrastruktur gestärkt 
werden. Wir GRÜNE befürwor-
ten mehr Kooperationen zwi-
schen Bund, Ländern und 
Kommunen. Perspektivisch 
wollen wir ein Sonderpro-
gramm „Kulturraumschutz" 
umsetzen. Und wir setzen uns 
für ein Staatsziel Kultur ein, 
da mit ihm die Kommunen bei 
der Mittelgabe für Kultur "mo-
ralisch" gestärkt werden kön-
nen. 
 

Das Amt eines bzw. einer 
Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und 
Medien mit selbständiger 
Organisationseinheit im 
Bundeskanzleramt hat 
sich bewährt. Die Kultur- 
und Medienpolitik hat sehr 
stark davon profitiert. Des-
halb wollen CDU und CSU 
diese erfolgreiche Arbeit 
fortsetzen. Für Kultur sind 
die Länder zuständig. Da-
ran halten CDU und CSU 
fest. Darüber hinaus gehö-
ren für uns zur strukturel-
len Modernisierung unse-
res Staates ein moderner 
Föderalismus. Daher wol-
len wir in der nächsten Le-
gislaturperiode in einer Fö-
deralismusreform einen 
neuen Zukunftspakt zwi-
schen Bund, Ländern und 
Kommunen schmieden. 
Wir werden eine Analyse 
der staatlichen Aufgaben 
vornehmen und den 
Grundsatz der Subsidiari-
tät konsequent anwenden. 
 

Ja, wir wollen eine*n Bun-
deskulturminister*in mit Ka-
binettsrang und ein Kultur-
ministerium, um die Belange 
der Kultur gegenüber ande-
ren Ressorts sowie auf eu-
ropäischer Ebene wirksa-
mer vertreten zu können. 
Das Kooperationsverbot 
zwischen Bund und Ländern 
muss beendet werden. Wir 
wollen Kultur als Gemein-
schaftsaufgabe und ein 
Staatsziel Kultur im Grund-
gesetz, um den kooperati-
ven Kulturföderalismus zu 
stärken. Länder und Kom-
munen müssen ausrei-
chend Mittel erhalten, damit 
sie ihren Aufgaben in der 
Kulturpflege und Kulturför-
derung nachkommen, um 
Tarifflucht zu vermeiden 
und eine große Vielfalt der 
kulturellen Angebote im Be-
stand samt den notwendi-
gen Investitionen dafür si-
chern können. 
 

Wichtig ist, dass die Kultur- 
und Kreativwirtschaft klare 
Ansprechpartner hat und die 
bestmögliche Unterstützung 
erhält. 
Wir Freie Demokraten fordern 
ein Ministerium für digitale 
Transformation. Um Syner-
gieeffekte zu nutzen, wollen 
wir Kompetenzen in einem 
einzigen Ministerium bündeln 
und es eng mit den anderen 
Regierungsressorts verknüp-
fen. Das neue Ministerium für 
digitale Transformation wird 
zum Beispiel notwendige Ent-
wicklungen im Bereich der di-
gitalen Infrastruktur und der 
entsprechenden rechtlichen 
Rahmenbedingungen be-
schleunigen. 
 

Kulturpolitik ist vorrangig eine Sache der Länder 
und Kommunen, in ihrer Hoheit liegt der Großteil 
all jener Kulturinstitutionen, die das Leben der 
Menschen vor Ort bestimmen. Aufgabe der Bun-
deskulturpolitik muss es sein, die Städte und Ge-
meinden bei diesen Aufgaben zu unterstützen – 
insbesondere, wenn es um den Erhalt der kultu-
rellen Infrastrukturen und des kulturellen Erbes, 
die Bedingungen künstlerischen Arbeitens und 
die Freiheit unserer Gesellschaft geht. Wir wollen 
den kooperativen Kulturföderalismus mit Leben 
füllen – nicht mit abstrakten Institutionendebat-
ten, sondern mit konkreter und zugewandter Ko-
operation im Sinne der Kunst. 
Unser Ziel ist es, bundespolitische Kultur-Initiati-
ven besser mit den jeweiligen regionalen Gege-
benheiten abzustimmen und nach Möglichkeit 
so eng zu verzahnen, dass Bund, Länder und 
Kommunen effektiv gemeinsam statt nebenei-
nander an der Stärkung der Kultur arbeiten. Wir 
wollen die kulturpolitischen Spitzengespräche 
zu einem bundesweiten Kulturplenum weiterent-
wickeln, in dem neben Kommunen, Ländern und 
Bund (BKM, AA) auch Kulturakteur*innen und -
verbände sowie Vertreter*innen der Zivilgesell-
schaft vertreten sind. Hier soll ein „Zukunftsdia-
log Kultur“ organisiert werden, in dem Herausfor-
derungen strategisch bearbeitet werden. Wir 
wollen den Stellenwert der Kultur auf Bundes-
ebene aber dadurch sichern, dass der Beauf-
tragte für Kultur und Medien im Kanzleramt Mi-
nisterrang erhält. 
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5. Unterstützen Sie die strukturelle Förderung von Interessenvertretungen der freien Kunst- und Kulturszene und würden Sie sich für die Etablierung 

einsetzen? Wie stehen Sie zur Reform des Gemeinnützigkeitsrechts, damit Verbänden mit kulturpolitischem Schwerpunkt nicht die Aberkennung 
droht? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Wir GRÜNE wollen die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass Krea-
tive zu einer konsequenten Vertre-
tung der eigenen Interessen gegen-
über der Politik und den Unterneh-
men befähigt werden. Deshalb for-
dern wir, dass Interessenverbände 
der Kulturszene für zeitlich befris-
tete Projekte Förderung beantragen 
können, um für deren Finanzierung 
nicht allein auf Mitgliederbeiträge 
angewiesen zu sein. Der Gemeinnüt-
zigkeitsstatus ist ein zentrales Ele-
ment einer aktiven Zivilgesellschaft 
und stellt eine Grundvoraussetzung 
für die funktionierende Bürger*in-
nengesellschaft dar. Sein Verlust ist 
mit erheblichen Nachteilen verbun-
den und bedeutet im schlimmsten 
Fall durch Steuer-Nachzahlungen 
ein sofortiges Ende wichtiger gesell-
schaftlicher Tätigkeiten. Damit die 
gemeinnützigen Organisationen ihre 
Handlungsfreiheit nicht verlieren, 
muss der Staat durch ein verlässli-
ches und klar bestimmtes Gemein-
nützigkeitsrecht Rechtssicherheit 
schaffen. 

CDU und CSU sind der Auf-
fassung, dass die in Artikel 9 
des Grundgesetzes statu-
ierte Vereinsfreiheit nicht 
durch das Gemeinnützig-
keitsrecht beschränkt wer-
den darf. Zu der Freiheit ge-
höre das Recht, die Mitglied-
schaft an bestimmte Bedin-
gungen knüpfen zu können 
wie beispielsweise Alter, Ge-
schlecht, Herkunft oder Be-
rufsstand. 
 

Ja, wir unterstützen die strukturelle För-
derung von Interessenvertretungen der 
freien Kunst- und Kulturszene. Ihre Etab-
lierung wollen wir durch eine nachhaltige 
Bundeskulturförderung erzielen. Wir wol-
len die Kulturförderfonds bedarfsgerecht 
ausstatten und sie als zentrales Instru-
ment der freien Szene stärken. Darüber 
hinaus fordern wir, dass für ALLE ge-
meinnützigen Vereine die Mitwirkung an 
der politischen Willensbildung (das 
schließt also politische Äußerungen und 
Aktivitäten ein) ausdrücklich als un-
schädlich für die Gemeinnützigkeit ange-
sehen wird. Das gilt sowohl für Vereine, 
deren Tätigkeit vornehmlich in der Mit-
wirkung an der politischen Willensbil-
dung besteht, weil ihr gemeinnütziges 
Vereinsziel (z.B. Umweltschutz, Men-
schenrechte, Frieden, soziale Gerechtig-
keit etc.) nur durch eben diese Mitwir-
kung überhaupt zu verwirklichen ist. Das 
gilt aber auch für Vereine, die sich neben 
ihrem gemeinnützigen Zweck (z.B. der 
Förderung des Sports, der Kultur oder der 
Kleintierzucht) in nachrangigem Um-
fange an der politischen Willensbildung 
beteiligen (z.B. der Sportverein, der einen 
Aufruf gegen Rassismus unterzeichnet). 
 

Eine strukturelle Förderung 
von Interessenvertretungen 
der freien Kultur- und Krea-
tivwirtschaft ist sorgfältig 
zu prüfen. 
Ehrenamtliches Engage-
ment prägt unsere Zivilge-
sellschaft in besonderer 
Weise und ist daher unter 
bestimmten Voraussetzun-
gen steuerlich zu begünsti-
gen. Die Voraussetzungen 
sollten regelmäßig über-
prüft und evaluiert werden. 
 

 
Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen sind für die SPD tra-
ditionell von großer Bedeu-
tung. Um mit einer kraftvol-
len Stimme für die freie 
Kunst- und Kulturszene zu 
sprechen, unterstützen wir 
die Förderung von Interes-
senvertretungen wie bspw. 
FREO. 
Zu einer lebendigen Demo-
kratie gehört eine starke Zi-
vilgesellschaft und ein zeit-
gemäßes Gemeinnützig-
keitsrecht. Daher werden wir 
prüfen, welche weiteren ge-
sellschaftspolitisch bedeut-
samen Bereiche in den Kata-
log gemeinnütziger Zwecke 
aufgenommen werden kön-
nen und sicherstellen, dass 
steuerbegünstigte Körper-
schaften wie Vereine bei der 
Verfolgung ihrer satzungs-
mäßigen Zwecke auch (kul-
tur-) politisch tätig sein kön-
nen, ohne diese steuerliche 
Vergünstigung zu verlieren. 
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6. Befürworten Sie den Erhalt und die Stärkung des KSVG, z.B. durch Stabilisierung eines niedrigen Abgabesatzes durch Erhöhung des Bundeszuschus-
ses? Welche Konzepte verfolgen Sie für eine Absicherung selbstständiger Kunst- und Kulturschaffender, analog zur Arbeitslosenversicherung? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Wir wollen das KSVG erhalten, 
die Künstlersozialkasse stärken 
und Künstler*innen besser absi-
chern. Dazu soll der Bundeszu-
schuss von 20 auf 25 Prozent er-
höht werden. Außerdem wollen 
wir GRÜNE den sachlichen An-
wendungsbereich auf digitale 
Plattformen ausdehnen und si-
cherstellen, dass auch ausländi-
sche Plattformen, die Inhalte ver-
werten, abgabepflichtig werden. 
Zudem wollen wir die Zugänge in 
die freiwillige Arbeitslosenversi-
cherung erleichtern. Die Konditi-
onen sollen so gestaltet werden, 
dass sie für selbständige Künst-
ler*innen fair und attraktiv sind. 
So sollen schon nach vier Mona-
ten Einzahlung in die Arbeitslo-
senversicherung Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld entstehen. 
Selbständige und Künstler*innen 
sollen die Wahl zwischen zwei 
Tarifarten (halber Beitrag - ver-
gleichbar wie Arbeitnehmer*in-
nen, sowie ganzer Beitrag) be-
kommen. Die Höhe des Arbeits-
losengeldes soll sich künftig 
nach der Höhe der Beiträge rich-
ten. Damit machen wir die Ar-
beitslosenversicherung auch für 
selbständige Kulturschaffende 
passgenau. 

Die Künstlersozialversiche-
rung leistet einen elementa-
ren Beitrag, um Künstlerinnen 
und Künstler sozial abzusi-
chern. Da deren Einnahmen 
seit Beginn der Corona-Pan-
demie ausgeblieben sind, ha-
ben wir zu deren Ausgleich 
beschlossen, dass die Künst-
lersozialkasse auch im Jahr 
2022 zur finanziellen Stabili-
sierung der Künstlersozialab-
gabe eine weitere Erhöhung 
des Bundeszuschusses um 
84,5 Millionen Euro erhalten 
soll. Für CDU und CSU ist die 
soziale Absicherung von 
Künstlern sehr wichtig. Wir 
werden deshalb die Künstler-
sozialversicherung weiterhin 
stärken und Künstler und Kre-
ative besser absichern, in-
dem wir den Schutz in der ge-
setzlichen Kranken- und Pfle-
geversicherung bei selbst-
ständiger nicht künstleri-
scher Nebentätigkeit dauer-
haft ausbauen. Zudem wer-
den wir prüfen, wie die Ar-
beitslosenversicherung für 
Beschäftigte in der Kultur-
branche weiterentwickelt 
werden kann. 
 

Ja, DIE LINKE will die Künstlerso-
zialversicherung erhalten und 
ausweiten. Wir fordern eine Erhö-
hung des Bundeszuschusses 
und eine Öffnung für weitere Be-
rufsgruppen. Weiterhin setzt sich 
DIE LINKE dafür ein, die Arbeits-
losenversicherung so zu refor-
mieren, dass selbstständige 
Kunst- und Kulturschaffende, wie 
auch alle Selbständigen, besser 
geschützt und einbezogen wer-
den. Beitragsbemessung und 
Leistung sollen sich dabei am 
tatsächlichen Einkommen orien-
tieren. Eine Überlastung von 
Solo-Selbständigen gilt es dabei 
zu verhindern. Dafür muss auch 
geprüft werden, wie die Auftrag-
geber ähnlich dem Arbeitgeber-
anteil beteiligt werden können. 
Solange ein solches System 
nicht greift, muss es im Fall einer 
Pandemie bessere Soforthilfen 
geben. Damit Selbstständige in 
Kunst, Kultur und Medien nach 
der Corona-Pandemie ihre Tätig-
keiten wieder gut aufnehmen 
können, wollen wir ihnen rückwir-
kend ab März 2020 für die Dauer 
der Pandemie eine monatliche 
Pauschale in Höhe von mindes-
tens 1.200 Euro ermöglichen. 

Unsere Wirtschaft und unsere Gesellschaft sind auf die 
Innovationskraft und Kreativität von Kunst- und Kultur-
schaffenden angewiesen. Freie Ensembles und Or-
chester sind von fundamentaler Bedeutung für das Mu-
sikleben und die Musikentwicklung in Deutschland. Ge-
rade das Berufsbild der freien Künstlerin beziehungs-
weise des freien Künstlers schafft den benötigten Rah-
men für neue und kreative Ideen. Wir Freie Demokraten 
fordern Fairness für Selbstständige. Sie sind keine Er-
werbstätigen zweiter Klasse. Mit unterschiedlichen Re-
formansätzen wollen wir die Selbstständigkeit erleich-
tern, sie als Selbstbestimmung ernst nehmen und für 
mehr öffentliche Wertschätzung von Selbstständigen 
sorgen. 
Wir sprechen uns für eine Reform der Künstlersozial-
versicherung aus, die das bestehende Sicherungsni-
veau in der Künstlersozialversicherung weiterhin ge-
währleistet, aber vermeidet, dass für künstlerische 
Leistungen in Zukunft Beiträge gezahlt werden, wenn 
die Erbringer der Leistung gar nicht Mitglied de Künst-
lersozialversicherung sind. Die Künstlersozialversiche-
rung ist eine der tragenden Säulen der sozialen Absi-
cherung vieler Kreativer. Wir wollen die Maßnahmen 
zur Verbesserung der sozialen Lage von Künstlerinnen 
und Künstlern verstetigen beziehungsweise bei Bedarf 
evaluieren und anpassen; auch mit Blick auf die von 
uns geforderten modernen Regeln für Selbstständige 
insgesamt. 
Wir fordern, die freiwillige Versicherung in der Arbeits-
losenversicherung weiter zu öffnen, damit sich Selbst-
ständige leichter gegen das Risiko einer Arbeitslosig-
keit versichern können. So ist es beispielsweise wich-
tig, dass Menschen, die direkt nach der Universität in 
die Selbstständigkeit wechseln möchten, auch ohne 
Vorversicherungszeit in der Arbeitslosenversicherung 
versichert werden können. 

Wir werden Solo-Selbständige, 
darunter viele Künstler:innen, 
Autor:innen, besser absichern. 
Dafür werden wir die Absiche-
rung in der Künstlersozialver-
sicherung ebenso wie in der 
Renten-, Kranken- und Arbeits-
losenversicherung verbes-
sern. Im Vordergrund steht bei 
der Künstlersozialversiche-
rung eine Absenkung des not-
wendigen Mindesteinkom-
mens, die Prüfung des Zu-
gangs für weitere Berufsgrup-
pen. Wir werden eine grund-
sätzliche Pflicht zur Altersvor-
sorge einführen. Die Mindest-
beiträge zur Krankenversiche-
rung für Selbständige haben 
wir bereits gesenkt – und wir 
werden die Gesamtbelastung 
insbesondere für Solo- Selb-
ständige mit niedrigen Ein-
kommen im Auge behalten. 
Zur besseren sozialen Siche-
rung von Künstler*innen wer-
den wir Mindestgagen und 
Ausstellungshonorare fest 
etablieren. 
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7. Befürworten Sie für eine Verbesserung der Einkommenssituation von selbstständigen Künstler:innen und Kulturschaffenden die verpflichtende Ein-
führung von Honorarmindeststandards bei öffentlichen Ausschreibungen? 

 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN CDU/CSU DIE LINKE FDP SPD 
Ja, das teilen wir GRÜNE. 
Bei öffentlichen Ausschrei-
bungen und der öffentlichen 
Vergabe sollen im Einklang 
mit europäischem Recht für 
die Auftraggeber*innen Min-
desthonorare gelten. Siehe 
auch Antwort auf Frage 1. 
 

Wir befürworten eine 
Verbesserung der Ein-
kommenssituation von 
selbstständigen Kultur-
schaffenden. Mit Blick 
auf öffentliche Auf-
träge gibt es in vielen 
Bundesländern bereits 
entsprechende Verga-
begesetze. Die genaue 
Ausgestaltung der da-
rin enthaltenen Rege-
lungen ist Aufgabe der 
Bundesländer, nicht 
des Bundes. Grund-
sätzlich müssen ge-
rade öffentliche Auf-
traggeber stets darauf 
achten, Aufträge zu an-
gemessenen Bedin-
gungen zu vergeben. 
 

Ja, mit Nachdruck! Wir for-
dern verbindliche Mindest-
standards der Honorie-
rung in der freien Kunst- 
und Kulturarbeit sowie 
branchenspezifische Ho-
noraruntergrenzen. Auch 
muss die Verhandlungs-
position von Kreativen im 
Urhebervertragsrecht ge-
stärkt und ihre Mitbestim-
mungsrechte müssen ge-
genüber Verwertungsge-
sellschaften ausgebaut 
werden. 
 

Die Branchen der Kultur- und Kreativwirtschaft – als wich-
tige Innovations- und Digitalisierungstreiber – brauchen 
unsere Unterstützung. Wir Freie Demokrate setzen uns 
für eine starke Kultur- und Kreativwirtschaft ein. Wir wol-
len Förderprogramme auch für kleinere Unternehmen und 
Solo-Selbstständige der Kultur- und Kreativwirtschaft öff-
nen und Förderanträge vereinfachen. Die Freiheit und die 
Vielfalt des Kulturlebens zu sichern, ist und bleibt die 
wichtigste kulturpolitische Maßnahme auch nach der 
Pandemie. Kaum eine Branche hat in der Pandemie wirt-
schaftlich so gelitten wie die Kultur- und Kreativwirt-
schaft. Darum wollen wir die Kulturförderung nachhaltig 
stärken: Wir Freie Demokraten setzen uns für eine Erhö-
hung des Bundeshaushalts für die nationale und interna-
tionale Kulturförderung ein. 
Wir erkennen an, dass freischaffende Musikerinnen und 
Musiker in den Honoraren Urlaubs- und Krankheitszeiten, 
Ausfallrisiken und zum Beispiel die private Alterssiche-
rung verankern müssen. Eine angemessene Vergütung 
der Künstlerinnen und Künstler ist essentiell, um deren 
wirtschaftliche und soziale Lage zu verbessern. Die Insti-
tutionen – ganz gleich ob von der öffentlichen Hand ge-
tragen oder in privater Hand befindlich – sind dafür ver-
antwortlich, angemessene Honorare zu zahlen. Es ist eine 
Sache der Vertragspartner, angemessene Honorare zu 
verhandeln. Zudem setzen wir uns für mehr Rechtssicher-
heit beim Status als freischaffende Künstler ein. Wir for-
dern eine Reform des Statusfeststellungsverfahrens. 
Über das Statusfeststellungsverfahren muss sich zwei-
felsfrei klären lassen, ob eine abhängige Beschäftigung 
oder eine selbstständige Tätigkeit vorliegt. 

Künstler*innen müssen mit 
ihren Gagen und Erlösen 
neben dem Lebensunter-
halt auch Probe-, Atelier- 
und Aufführungsräume fi-
nanzieren und sind oft in 
prekären Beschäftigungs-
verhältnissen. Die Corona- 
Pandemie hat viele Kultur-
schaffende und Kulturein-
richtungen wie Theater, Ki-
nos, Clubs und die gesamte 
Veranstaltungswirtschaft 
in eine existentielle Krise 
gestürzt. Sie alle in dieser 
Krise und danach bestmög-
lich zu unterstützen, wird 
eine unserer zentralen Auf-
gaben in den kommenden 
Jahren sein. Hierzu gehört 
auch, dass Kulturförderung 
eine auskömmliche Finan-
zierung des Lebensunter-
halts zum Beispiel durch 
Mindestgagen und Ausstel-
lungshonorare für frei-
schaffende Künstler*innen 
sicherstellt. 
 

 


